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Wirtschafts- und Sozialpolitik

Vorbemerkung

Die gesetzliche Krankenversicherung, für gut      
70 Millionen Menschen in Deutschland Garant 
einer medizinischen Versorgung, ist permanent 
in der öffentlichen Diskussion. Bei einem System, 
das im Jahre 2008 ca. 162 Mrd. Euro an Beiträgen 
und Steuermitteln ausgab, ist dies nicht verwun-
derlich. Aber es geht nicht nur darum, dass jeder 
seinen – von ihm als gerecht eingestuften – Teil 
erhält, es geht um die Finanzierung und die 
 Sicherstellung einer adäquaten Gesundheitsver-
sorgung.

Den rund 70 Millionen gesetzlich Kranken-
versicherten standen im Jahr 2008 knapp 8,6 Mil-
lionen1 privat Versicherte gegenüber. Da die pri-
vat Krankenversicherten überwiegend über ein 
hohes Einkommen und ein niedriges gesundheit-
liches Risiko verfügen, entzieht die Private Kran-
kenversicherung (PKV) dem gesetzlichen, solida-
risch fi nanzierten System die Einnahmen und die 
guten Risiken – die Armen und gesundheitlich 
Angeschlagenen bleiben so unter sich, wie auch 
die Reichen und Gesunden. Dies ermöglicht, dass 
sich gesunde Menschen in der PKV zu einem 
günstigeren Preis versichern können als es in der 
Gesetzlichen Krankenversicherung (GKV) mög-
lich ist. 

Die Beamten, Selbstständigen und Bezieher 
hoher Einkommen mit den guten Risiken sind so 
gesund und damit so günstig, dass die PKV die 
medizinischen Leistungen nicht nur zum norma-
len Preis, sondern mit einem Aufschlag erstatten 
kann. Ein Aufschlag, der die Leistungserbringer 
nötigt, Privatpatienten bevorzugt zu versorgen. 
Mit der Folge, dass der Zugang zu medizinischen 
Leistun gen vom Sozialstatus und nicht von der 
Bedürftigkeit abhängig ist. 

Die Leistungserbringer freuen sich, die privat 
Versicherten freuen sich, nur die auf der Warte-
bank sitzenden, die Praxisgebühr und höheren 
Beiträge zahlenden Mitglieder der GKV freuen 
sich nicht. Wie lassen sich diese Probleme zu 
Gunsten aller abstellen? Aufl ösung der gesetz-
lichen Krankenversicherungen und damit risiko-
adäquate Beiträge für alle? Was passiert dann mit 
den Rentnern, chronisch Kranken, Behinderten, 
allen Personen in Tätigkeiten mit hohen Gesund-
heitsrisiken und geringen Einkommen, den mit-
versicherten Frauen, Männern und Kindern? 
Oder erfordert eine bedarfsgerechte medizinische 
Versorgung für alle ein System mit Kontrahie-
rungszwang, einheitlichen Beiträgen auf alle 
 Einkommen, einem Risikostrukturausgleich und 
einheitlichen Konditionen für den Einkauf von 
Gesundheitsleistungen? Wie lassen sich Versor-
gungssysteme garantieren, die bedarfs- und be-
dürfnisgerecht die Erfordernisse, Bedürfnisse und 
Erwartungen zunehmend älter werdender Leis-
tungsempfänger erfüllen? Genügt die bestehende 
Aus- und Weiterbildung des ärztlichen und pfl e-
gerischen Personals, um den verändernden Reali-
täten gerecht zu werden?

Der Gesprächskreis Sozialpolitik hat sich mit 
verschiedenen Gutachten und Workshops diesem 
Thema genähert und Antworten auf die Fragen 
erarbeitet. Wir sind zu der Erkenntnis gelangt, 
dass, um eine bedarfsgerechte gesundheitliche 
und pfl egerische Versorgung für alle zu gewähr-
leisten, eine solidarische Finanzierung notwendig 
ist, die alle Einkommen berücksichtigt und außer-
dem einheitliche Rahmenbedingungen für alle 
Versicherungen herstellt. Wesentliche Bestandtei-
le dieses Systems, das Leistungen auf dem Niveau 

1 Vgl. http://www.pkv.de/zahlen/ (Abruf: 23. April 2009). 
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der derzeitigen GKV erstattet und das für alle 
 Bürger verpfl ichtend ist, ist ein Verzicht auf risiko-
adäquate Beiträge, eine erweiterte Umlagefi nan-
zierung, ein Kontrahierungszwang, ein gemein-
samer Risikostrukturausgleich sowie die Möglich-
keit, Gesundheitsdienstleistungen zu gleichen 
Konditionen einkaufen bzw. erstatten zu können.  
Auf Seiten der Leistungserbringung handelt es 
sich um ein System, das integrierte Angebote 
 vorhält, die an der Lebenswelt und an den je wei-
ligen Lebensbedingungen ansetzen. Hierbei muss 
das Hausarztmodell im Zentrum stehen und ge-
riatrische und gerontologische Fortbildung soll te 
für alle Gesundheitsprofessionen zur Pfl icht wer-
den. 

Im Rahmen der Arbeit ist die vorliegende 
 Expertise entstanden.2 Vor dem Hintergrund der 
Sicherstellung einer nachhaltigen Finanzierung 
der Gesundheitsversorgung werden hier Folgen 
und Alternativen der Marktsegmentierung, der 
Beitragsgestaltung, des Einkommens- und Fami-
lienlastenausgleichs, das Kapitaldeckungs- und 
das Umlageverfahren diskutiert. 

Wir möchten uns bei der Autorin für die 
spannende, kontroverse und zugleich befruch-
tende Diskussion bedanken.

René Bormann  Peter König
Abteilung Wirtschafts- und Sozialpolitik

2 Außerdem sind in diesem Projekt folgende Publikationen entstanden, die unter www.fes.de/wiso abrufbar sind: 
• Zukunft des Gesundheitssystems – Solidarisch fi nanzierte Versorgungssysteme für eine alternde Gesellschaft 
• Mit gleichen Rahmenbedingungen zu einem fairen Wettbewerb im Gesundheitssystem – Zur Notwendigkeit einer einheitlichen Wett- 
 bewerbsordnung auf dem deutschen Krankenversicherungsmarkt 
• Steuerfi nanzierung in der Gesetzlichen Krankenversicherung
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1. Schwachpunkte des deutschen Krankenversicherungssystems 

 als Reformanlässe

mens defi niert (Sachverständigenrat zur Be-
gutachtung der gesamtwirtschaftlichen Ent-
wicklung 2004) und orientiert sich dabei am 
Merkmal abhängiger Beschäftigung. Entspre-
chend bemessen sich die Beiträge außer bei 
freiwillig Versicherten auch auf der Basis des 
Einkommens aus abhängiger Beschäftigung. 
Dabei hat aufgrund der Versicherungspfl icht-
grenze der besser verdienende Teil der abhän-
gig Beschäftigten die Möglichkeit, sich im 
 parallelen privaten Krankenversicherungssys-
tem zu versichern. Die Beitragsbemessungs-
grenze verhindert eine volle Verbeitragung hö-
herer Einkommen auch von weiterhin freiwil-
lig GKV-Versicherten. Die beitragspfl ichtigen 
Einnahmen leiden seit Beginn der 80er Jahre 
unter einer Wachstumsschwäche (Sachverstän-
digenrat für die Konzertierte Aktion im Ge-
sundheitswesen 2003). Sowohl der Anteil der 
Erwerbstätigen an der Bevölkerung als auch 
der Anteil der abhängig Beschäftigten an allen 
Erwerbstätigen geht seit 1990 zurück (Greß 
2005). Gleichzeitig steigt die Bedeutung ande-
rer Einkommensarten als der aus abhängiger 
Beschäftigung. Damit profi tiert die Beitrags-
bemessungsgrundlage der GKV unterpropor-
tional vom Wachstum aller Einkommen. Be-
dingt durch die demographischen Verände-
rungen wird der Anteil der Rentner mit derzeit 
geringeren Beiträgen und höheren individuel-
len Ausgaben in der GKV weiter steigen.

 Ökonomisch lässt sich jedoch die Abgrenzung 
des Versichertenkreises nicht mehr aus einer 
besonderen Schutzbedürftigkeit der Gruppe 
der Pfl ichtversicherten herleiten; gleichzeitig 
erlaubt es das parallel bestehende System der 
PKV leistungsstärkeren und gesünderen Per-
sonen, sich der Solidarität im Sozialversiche-
rungssystem zu entziehen. Die Abhängigkeit 

Anlass für Reformüberlegungen für das System 
der Gesetzlichen Krankenversicherung (GKV) ist 
der zunehmende Finanzierungsdruck, der sich in 
einem langfristigen Trend zur Beitragssatzsteige-
rung ausdrückt. Dieser Druck hat sowohl aus-
gabe- als auch einnahmeseitige Gründe. In den 
steigenden Ausgaben drücken sich einerseits me-
dizinischer Fortschritt und die Präferenzen einer 
alternden Bevölkerung für mehr und anspruchs-
vollere Gesundheitsleistungen aus. Das ist grund-
sätzlich positiv zu bewerten und befördert das 
Wachstum des Gesundheitssektors der Volkswirt-
schaft (Kommission für die Nachhaltigkeit in der 
Finanzierung der sozialen Sicherungssysteme 
2003). Weitere Ursachen sind jedoch effi zienz-
mindernde Strukturen und Anreize bei der Leis-
tungserstellung, insbesondere Folgen der unzu-
reichenden Nutzung von Wettbewerbsanreizen. 
Insofern dürfen die Analyse einnahmeseitiger 
Probleme und entsprechende Reformanstrengun-
gen nicht isoliert gesehen werden von der Not-
wendigkeit, die Leistungserstellung effi zienter zu 
organisieren. 

Auf den Einnahmeseite stellt sich die Frage, 
ob die derzeitige Form der Finanzierung der ge-
setzlichen Krankenversicherung gegenwärtigen 
wie zukünftigen sozioökonomischen Entwicklun-
gen und Anforderungen gerecht werden kann. 
Reformbedarf lässt sich insbesondere aus folgen-
den Problemen des derzeitigen Finanzierungs-
systems ableiten:

• Die Beitragsbemessungsgrundlage der GKV 
unterliegt fortschreitender Erosion und ist 
 angesichts zu erwartender demographischer 
Veränderungen wenig nachhaltig. 

 Historisch bedingt wird der Kreis der Pfl icht- 
und auch freiwillig Versicherten anhand des 
berufl ichen Status und der Höhe des Einkom-
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der Beitragseinnahmen der GKV von der Lohn- 
und Gehaltsentwicklung führt darüber hinaus 
zu einer starken konjunkturellen Abhängigkeit 
ihrer Finanzierung.

• Art und Grundlage der Beitragsbemessung 
wirken verzerrend auf die Allokation des Fak-
tors Arbeit und haben negative Effekte in Hin-
blick auf die Beschäftigung. 

 Auch nach Einführung des Gesundheitsfonds 
2009 sind die Beiträge der abhängig versicher-
ten Beschäftigten zur GKV weiterhin Kernele-
ment der Finanzierung. Sie bleiben lohnab-
hängig und werden zum größeren Anteil von 
Arbeitnehmern und Arbeitgebern paritätisch3 

fi nanziert. Der Faktor Arbeit wird somit relativ 
verteuert. Wenn Finanzierungslücken weitere 
Beitragssatzerhöhungen erzwingen, so können 
über diese fortschreitende Verteuerung nega-
tive Beschäftigungseffekte entstehen, die sich 
wiederum in einem Teufelskreis auf die Bei-
tragsbasis, das versicherungspfl ichtige Einkom-
men, auswirken.4 

• Die distributiven Effekte der Umverteilung in 
der GKV sind wenig zielgenau.

 Im derzeitigen System der GKV fi ndet Umver-
teilung5 auf verschiedenen Ebenen statt. Dabei 
sind zunächst intraperiodische von intertem-
poralen Verteilungseffekten zu unterscheiden
(Sachverständigenrat zur Begutachtung der ge-
samtwirtschaftlichen Entwicklung 2005). Im 
Rahmen ersterer fi nden Belastungsverschie-
bungen zwischen Bevölkerungsgruppen inner-
halb einer Periode statt, im zweiten Falle ver-
schieben sich die Belastungen im Längsschnitt 
zwischen Generationen von Versicherten. Bei 
den intraperiodischen Verteilungseffekten lässt 
sich die Umverteilung zwischen Personen mit 
unterschiedlichen gesundheitlichen Risiken 
(Risikoausgleich) und die Umverteilung zwi-
schen Personen mit unterschiedlichem Ein-

kommen (Einkommensausgleich) differenzie-
ren. Während in der privaten Krankenversi-
cherung wegen der Berücksichtigung von Risi-
kofaktoren bei der Prämienermittlung nur ein 
Risikoausgleich für nicht vorhersehbare Krank-
heitskosten stattfi ndet, erfolgt in der GKV der 
Risikoausgleich sowohl ex ante (vorhersehbare 
Krankheitskosten) als auch ex post (unvorher-
sehbare Krankheitskosten), denn die Beiträge 
sind sowohl von zu erwartenden als auch un-
erwartet eintretenden Krankheitskosten unab-
hängig. Eine Problematik des spezifi sch deut-
schen Systems des Nebeneinanders von PKV 
und GKV ist also, dass sich ein Teil der gesün-
deren Personen dem solidarischen Risikoaus-
gleich zwischen Personen mit höherem und 
geringerem vorhersehbaren Krankheitsrisiko 
entziehen kann.

 Ein Einkommensausgleich kommt in der GKV 
durch das Nebeneinander von am Bedarf ori-
entierten Leistungen und einkommensabhän-
gigen Beitragszahlungen zustande. Dieser Ein-
kommensausgleich wird allerdings als wenig 
zielgenau kritisiert (Lutz 1997). Durch einkom-
mensabhängige Beiträge kommt es grundsätz-
lich zu einer proportionalen Belastung. Jedoch 
verursacht die begrenzte Defi nition der bei-
tragspfl ichtigen Einnahmen mit Fokus auf die 
Einnahmen aus abhängiger Beschäftigung eine 
Ungleichbehandlung von Beziehern unter-
schiedlicher Arten von Einkommen. Durch die 
Versicherungspfl ichtgrenze können sich ein-
kommensstärkere Personen außerdem der Ein-
kommenssolidarität innerhalb der GKV entzie-
hen, indem sie ins System der PKV ausweichen. 
Die Beitragsbemessungsgrenze sorgt zudem für 
eine regressive Verteilungswirkung in Berei-
chen höherer Einkommen, da Mitglieder mit 
höheren beitragspfl ichtigen Einnahmen einen 
geringeren Prozentsatz dieser Einnahmen ver-
beitragen müssen.

3 Abgesehen vom von den Arbeitnehmern alleine zu zahlenden Beitrag von 0,9%.
4 Zu einer genaueren mikroökonomischen Analyse der Wirkungen eines erhöhten „Abgabenkeils“ auf die Beschäftigung vgl. Rürup (2005).
5 Umverteilung lässt sich defi nieren im Verhältnis zu verschiedenen fi ktiven Referenzszenarien. Hier werden sämtliche Umverteilungs-

ströme im Vergleich zu einem Zustand ohne Krankenversicherung genannt. Gängige Vergleichsszenarien legen häufi g ein Krankenver-
sicherungsmodell mit risikoabhängigen Prämien zugrunde.
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 Intraperiodisch lassen sich außerdem im Sys-
tem der GKV Umverteilungsströme zwischen 
folgenden Gruppen differenzieren (Sachver-
ständi genrat zur Begutachtung der gesamt wirt-
schaftli chen Entwicklung 2005):
1. Nach Altersgruppen: Durch die höheren 

durchschnittlichen Gesundheitsausgaben 
in den höheren Alterskohorten verbunden 
mit einer häufi g geringeren Beitragsbasis 
bei Renteneintritt kommt es zur Umvertei-
lung von jung zu alt.

2. Zwischen Mitgliedern und mitversicherten 
Familienangehörigen: Da die mitversicher-
ten Familienangehörigen im derzeitigen 
 System keinen Beitrag leisten (Familienlas-
tenausgleich), werden ihre Gesundheitskos-
ten von den Mitgliedern mitgetragen. Fa-
milienversicherte sind dabei sowohl Kinder 
als auch mitversicherte Ehepartner ohne 
 eigenes beitragspfl ichtiges Einkommen. Be-
sonders im zweiten Falle werden die distri-
butiven Auswirkungen inzwischen kritisch 
hinterfragt. Vor allem wird bemängelt, dass 
die aktuelle Form der Verbeitragung von 
Ehepartnern sowohl gegen den Grundsatz 
der horizontalen als auch der vertikalen Ge-
rechtigkeit verstößt (Dräther 2004).6 Denn 
beim gleichen gemeinsamen Einkommen 
z.B. aus abhängiger Beschäftigung oberhalb 
der Beitragsbemessungsgrenze können un-
terschiedliche Beitragsbelastungen für ein 
Ehepaar anfallen, je nachdem, ob ein Part-
ner dieses Einkommen bezieht oder es sich 
auf beide Partner verteilt. Dadurch werden 
Ein-Verdiener-Ehen eindeutig gegenüber 
Zwei-Verdiener-Ehen bevorteilt. Zusätzlich 
ist die Ungleichbehandlung nicht mit dem 
Tatbestand der Kindererziehung, den der 
Gesetzgeber für förderungswürdig halten 
könnte, rechtlich verknüpft. Selbst wenn 
dies jedoch der Fall wäre, würde sich die 
Frage stellen, warum die Förderung der Kin-
dererziehung an eine bestimmte Form von 

familiärer Arbeitsverteilung gebunden sein 
sollte.

3. Nach Geschlecht: Wegen höherer Lebens-
erwartung der weiblichen Versicherten und 
durchschnittlich geringerem beitragspfl ich-
tigen Einkommen kommt es zu einer Um-
verteilung von Männern zu Frauen.

4. Zwischen Versicherten mit unterschied-
lichem Versicherungsstatus: Es fi ndet ein 
Umverteilungsprozess von den Pfl ichtmit-
gliedern und den freiwilligen Mitgliedern 
zu den Rentnern statt. Dabei leisten die 
Pfl ichtmitglieder einen anteilig höheren 
Deckungsbeitrag, da die freiwilligen Mit-
glieder aus Gründen der Selbstselektion 
stärker vom Familienlastenausgleich der 
GKV profi tieren.

 Hinsichtlich der Wahlmöglichkeit einer Mit-
gliedschaft bei der PKV lässt sich folgern, dass 
insbesondere für bei Eintritt gesunde einkom-
mensstarke Mitglieder ohne potenziell in der 
GKV mitversicherte Familienangehörige ein 
starker Anreiz besteht, sich sowohl der Risiko-
solidarität als auch der Einkommenssolidari-
tät innerhalb der GKV zu entziehen. In Bezug 
auf diesen Personenkreis laufen die in der GKV 
angelegten distributiven Mechanismen ins 
Leere.

 Die intertemporalen Verteilungseffekte sind 
im Zusammenhang mit der Diskussion zur 
Nachhaltigkeit der Finanzierung der GKV zu 
sehen. Bei einer Finanzierung im Umlagever-
fahren bedingen höhere Lebenserwartung 
und medizinischer Fortschritt alleine, dass alle 
Generationen in späteren Lebensphasen mehr 
Leistungen in Anspruch nehmen, als sie für 
die vorangegangene Generation fi nanziert 
 haben. Eine Entwicklung hin zu einem hö-
heren Anteil älterer Versicherter im Zusam-
menhang mit der oben beschriebenen Erosion 
der Beitragsbasis und des Versichertenkreises 
hat jedoch wesentlich stärkere intergenerative 
Verteilungseffekte. Will man allerdings die 

6 Der fi nanzwissenschaftliche Grundsatz der horizontalen Gerechtigkeit besagt, dass Steuerpfl ichtigen bei gleicher ökonomischer Leis-
tungsfähigkeit eine gleich hohe Steuerlast auferlegt werden soll. Im Grundsatz der vertikalen Gerechtigkeit wird gefordert, dass Steuer-
pfl ichtige mit höherer Leistungsfähigkeit eine höhere Steuerlast tragen sollen.
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langfristige Perspektive betrachten, so ist zu 
beachten, dass das Verhältnis zwischen Bei-
tragszahlern mit positivem Deckungsbeitrag 
zur GKV zu solchen mit negativem Deckungs-
beitrag wesentlich von der Beschäftigungssi-
tuation der jeweils aktiven Generation ab-
hängt. Anders: Eine vollbeschäftigte aktive 
Generation ist deutlich leichter in der Lage, 
auch die Ausgaben einer anteilig wachsenden 
älteren Generation mitzufi nanzieren als eine 
unterbeschäftigte. Ob und in welchem Um-
fang also die zu erwartenden demographischen 
Veränderungen das Finanzierungssystem der 
GKV schwächen, ist nicht unwesentlich da-
durch bestimmt, welche Investitionen heute 
(z.B. im Bildungsbereich) zur Sicherung der 
Beschäftigung kommender Generationen ge-
tätigt werden.

• Das derzeitige System der GKV enthält versi-
cherungsfremde Elemente, die aus ordnungs-
politischer Sicht steuerfi nanziert werden müss-
ten. 

 In der gesundheitsökonomischen Diskussion 
wird häufi g vertreten, dass der angemessene 
Finanzierungsträger ordnungspolitisch nach 
der Art der zu fi nanzierenden Leistung zu be-
stimmen sei. Originäre Sozialversicherungslei-
stungen sind durch zumindest eine Form von 
Gruppenäquivalenz zu den Beiträgen der Ver-
sicherten gekennzeichnet, während der Kon-
sum von Kollektivgütern sich nicht eindeutig 
zu identifi zierenden Individuen oder Gruppen 
zuordnen lässt. Während für die ersteren eine 
Beitragsfi nanzierung als passend angesehen 
wird, sollen Kollektivgüter über Steuern fi nan-
ziert werden. Strittig ist, in welcher Form das 
individuelle Äquivalenzprinzip7 sozialversi che-
rungstypisch durch solidarische Elemente er-
gänzt werden soll. Der Sachverständigenrat zur 
Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Ent-
wicklung stellt sich auf den Standpunkt, dass 

unter sozialversicherungstypisch alleine der 
Ausgleich auch von bekannten guten und 
schlechten Risiken zu verstehen ist. D.h. über 
den versicherungstypischen Risikoausgleich ex 
post in der PKV hinaus fi ndet das Solidarprin-
zip darin seinen Ausdruck, dass ein Risikoaus-
gleich auch ex ante stattfi ndet, also auch z.B. 
schon kranke Personen ohne Beitragszuschlä-
ge versichert werden (Sachverständigenrat zur 
Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Ent-
wicklung 2005). Damit sind alle Regelungen, 
die darüber hinaus zu einem Einkommensaus-
gleich führen, sozialversicherungsfremd und 
sollten über steuerliche Finanzierung fi nan-
ziert werden. Dies gilt sowohl für den allge-
meinen Einkommensausgleich als auch für 
Sondertatbestände wie den Familienlastenaus-
gleich. Das Bundesverfassungsgericht jedoch 
bezieht in seinem Urteil vom 18.7.2005 zum 
Risikostrukturausgleich ausdrücklich den Ein-
kommens- und Familienlastenausgleich in das 
rechtmäßige Konzept der deutschen gesetzli-
chen Krankenversicherung ein (Bundesverfas-
sungsgericht 2005). Auch der Sachverständi-
genrat für die Konzertierte Aktion im Gesund-
heitswesen argumentiert eher für den Beibe-
halt des Elements der Einkommenssolidarität 
in der GKV (Sachverständigenrat für die Kon-
zertierte Aktion im Gesundheitswesen 2003). 
Begründet wird dies mit der gesellschaftlichen 
Akzeptanz dieser historisch gewachsenen Form 
des Ausgleichs. Außerdem weist er auf das hohe 
Unsicherheitspotenzial bei der Realisierung 
des Systemwechsels hinsichtlich des Transfer-
bedarfs und eine in diesem Zusammenhang 
mögliche Verringerung der Einkommenssoli-
darität hin. Beiden Positionen ist jedoch ge-
meinsam, dass sie versicherungsfremde Ele-
mente, also solche, die keinen Bezug zur Mor-
bidität haben, sowohl im Ausgaben- als auch 
im Einnahmenbereich identifi zieren. Im Be-
reich der Finanzierung handelt es sich dabei 

7 Das individuelle Äquivalenzprinzip lässt sich in Bezug auf (private) Versicherungen so interpretieren, dass nur diejenigen Beiträge vom 
Individuum zu fi nanzieren sind, die ihm wahrscheinlich in Gestalt von Leistungen wieder zugute kommen. Entsprechend fi ndet in der 
PKV auch nur ein Risikoausgleich ex post für bei Versicherungsabschluss nicht vorhersehbare Risiken statt.
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darum, dass bestimmte Versicherte reduzierte 
oder keine Beiträge zahlen, wie z.B. im Rah-
men des Familienlastenausgleichs. Im Falle 
dieser Elemente erscheint die Beitragsfi nan-
zierung fragwürdig. 

 Ordnungspolitische Argumentationen im Hin-
blick auf die Finanzierung versicherungs-
fremder Elemente werden auch zur Begrün-

dung des Bundeszuschusses in der GKV heran-
gezogen. Empirisch problematisch ist hier u.a., 
dass die jeweilige Höhe des Bundeszuschusses 
stärker von wechselnden konjunkturellen oder 
politischen Erwägungen bestimmt ist als vom 
deutlich weniger schwankenden Umfang der 
gegenzufi nanzierenden Leistungen (Walendzik 
2009).
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Reformansätze für die oben angesprochenen 
 Problematiken im Finanzierungssystem der GKV 
lassen sich nur anhand der verfolgten Reform-
ziele beurteilen. Hier soll unterschieden werden 
zwischen wesentlichen Zielen und Nebenbedin-
gungen, die bei Veränderungen berücksichtigt 
werden müssen. Es sollen vier Leitziele möglicher 
Finanzierungsreformen in den Vordergrund ge-
stellt werden. So sollen Reformmaßnahmen eine 
höhere Nachhaltigkeit der Finanzierung bewir-
ken, allokativ effi zient im Sinne von Beschäfti-
gungsverträglichkeit und Wachstumsförderung 
sowie möglichst konjunkturunabhängig sein und 
zielgenaue distributive Effekte haben. Bei der 
Umsetzung dieser Ziele muss beachtet werden, 
dass die Maßnahmen juristisch unbedenklich 
sind, auch im europarechtlichen Kontext, und 
politisch durchsetzbar sowie ordnungspolitisch 
möglichst konform. Die vier Leitziele lassen sich 
wie folgt näher defi nieren:
• Nachhaltigkeit der Finanzierung geht als Ziel 

über fi skalische Ergiebigkeit hinaus. Es geht 
 darum, langfristig ein angemessenes Leistungs-
niveau in der Gesundheitsversorgung unab-
hängig von Alter und Einkommen der Versi-
cherten unter Wahrung des Prinzips intergene-
rativer Gerechtigkeit zu sichern (Kommission 
für die Nachhaltigkeit in der Finanzierung der 
sozialen Sicherungssysteme 2003). Insofern ist 
das Ziel nachhaltiger Finanzierung auch nur 
unter Beachtung der weiteren Ziele zu errei-
chen, nämlich vereinbar mit Wachstum und 

Beschäftigung und verbunden mit gesellschaft-
lich konsentierten dis tributiven Effekten.

• Allokative Effi zienz wird hier verstanden als 
die Vereinbarkeit mit Wachstum und Beschäf-
tigung. Die Finanzierung der GKV soll eher 
wachstumsfördernde denn hemmende Wir-
kungen entfalten, und das gewählte Finanzie-
rungsmodell soll über eine vergleichsweise ge-
ringe Belastung des Faktors Arbeit durch be-
schäftigungsfördernde Effekte gekennzeichnet 
sein.8 Gleichzeitig soll es nicht in Widerspruch 
stehen zur Einführung von Wettbewerbsele-
menten in das GKV-System, um darüber die 
Effi zienz im Gesundheitssektor zu verbessern.

• Die Finanzierung der GKV soll möglichst kon-
junkturunabhängig erfolgen. Der dadurch er-
zielte schwankungsfreiere Ressourcenzufl uss 
vermeidet eine Reaktion in Gestalt einer pro-
zyklischen Ausgabenpolitik.

• Die Zielgenauigkeit distributiver Effekte lässt 
sich nur in Bezug auf gesellschaftlich konsen-
tierte distributive Ziele hin ermitteln. Bisherige 
im Rahmen der GKV neben dem Risikoaus-
gleich realisierte Umverteilungsziele waren 
einkommensbezogene, begleitet von einem 
Familienlastenausgleich. Reformansätze sollten 
deshalb die Einkommensumverteilung umfas-
sender und konsistenter gestalten und den Fa-
milienlastenausgleich orientiert an zeitgemä-
ßen Familienformen und bezogen auf verschie-
dene familiäre Arbeitsteilungsmodelle gerech-
ter gestalten.

8 Hierbei darf nicht übersehen werden, dass der wachsende Gesundheitsmarkt als solcher einen hohen Beitrag zum Bruttoinlandsprodukt 
leistet und dass die Produktion von Gesundheitsleistungen durch ihre hohe Arbeitsintensität einen sehr positiven Beitrag zur Beschäf-
tigung leistet.

2.  Ziele einer Finanzierungsreform der GKV
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Gegenwärtig diskutierte Reformmodelle adressie-
ren jeweils mehrere Elemente des Finanzierungs-
systems der GKV, die dann miteinander kombi-
niert werden. Die Entscheidung für die Beitrags-
gestaltung als Pauschale oder Prozentsatz des 
Einkommens ist dabei zwar in der politischen 
Diskussion zeitweise in den Vordergrund getre-
ten, ist jedoch je nach Gestaltung des gesamten 
jeweiligen Reformmodells durchaus nicht ent-
scheidend für dessen Tauglichkeit zur Zielerrei-
chung. Deshalb sollen hier alle wichtigen poten-
ziellen Reformelemente dargestellt anhand der 
oben beschriebenen Leitziele beurteilt werden.

3.1 Einheitlicher Versicherungsmarkt statt  
 Marktsegmentierung

Die Segmentierung des deutschen Krankenversi-
cherungsmarktes zwischen GKV und PKV ist  ein 
singuläres Phänomen in Europa. An Erwerbssta-
tus und Einkommen (Versicherungspfl ichtgren-
ze) wird festgemacht, ob Personen zu einem be-
stimmten Zeitpunkt eindeutig dem GKV- oder 
PKV-Markt zugeordnet werden oder ein Wahl-
recht haben. Diese Trennung ist historisch ge-
wachsen und aus der gegenwärtigen Situation 
nicht mehr begründbar:
• Die Trennungskriterien zwischen den Versi-

chertenkreisen lassen sich nicht mehr mit der 
besonderen Schutzbedürftigkeit der GKV-Ver-
sicherten begründen. Sowohl dürfte ein großer 
Anteil der GKV-Versicherten nicht diesem Kri-
terium unterliegen; gleichzeitig dürfte es Per-
sonen im klassischen PKV-Klientel (z.B. kleine 
Selbstständige) geben, die durchaus des beson-

deren Schutzes vor Risiken der Krankheit und 
ihrer Folgen bedürfen. Außerdem ließe sich 
mit geringerer sozialer Schutzbedürftigkeit 
 allenfalls ein Ausscheiden aus der GKV begrün-
den, nicht aber ein Wahlrecht zwischen beiden 
Systemen (Sachverständigenrat für die Kon-
zertierte Aktion im Gesundheitswesen 2003).

• Der sogenannte „Wettbewerb der Systeme“ 
führt unter den vorliegenden Bedingungen 
nicht zu allokativ besseren Ergebnissen. Es 
handelt sich nicht um einen Wettbewerb unter 
gleichen Rahmenbedingungen. Stattdessen kon-
kurriert ein System ohne Solidaranteile mit 
einem Sozialversicherungssystem mit inte-
grier ten Solidaranteilen um eine Teilmenge der 
Versicherten des gesamten Systems. Dies führt 
für die PKV zu Vorteilen im Wettbewerb um 
einkommensstärkere Mitglieder und hat damit 
eine positive Risikoselektion für die PKV zur 
Folge. Bei unterschiedlichen Vergütungssyste-
men wie im ambulanten ärztlichen und zahn-
ärztlichen Bereich9 richtet sich die Allokation 
der ärztlichen Leistungen nicht nur nach me-
dizinischen Kriterien, sondern auch nach der 
Zugehörigkeit zum Versichertenkreis. Gleich-
zeitig ist der Wettbewerb innerhalb des PKV-
Systems reduziert auf die Gewinnung von Neu-
mitgliedern, da die Altersrückstellungen nicht 
portabel zwischen den Versicherungsunter-
nehmen sind. Dem hilft die neu eingeführte 
Portabilität der Rückstellungen im Basistarif 
nur peripher ab. 

• Die Ergebnisse der Marktsegmentierung sind 
distributiv unerwünscht. Die stärksten poten-
ziellen Mitglieder einer solidarischen Kranken-
versicherung haben die Möglichkeit und die 

9 Im stationären Bereich ist das Vergütungssystem für die Grundleistungen gleich, die PKV fi nanziert nur Zusatzleistungen wie die Chef-
arztbehandlung und verbesserte „Hotelleistungen“ getrennt.

3. Ansatzpunkte einer Finanzierungsreform
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Anreize, sich der Solidargemeinschaft zu ent-
ziehen. Sie nehmen weder am Risikoausgleich 
ex ante teil, noch am Einkommensausgleich 
oder am Familienlastenausgleich. 

Aus diesen Gründen ist ein einheitliches soziales 
Krankenversicherungssystem anzustreben mit 
Ver sicherungspfl icht für die gesamte Bevölke-
rung. Bisherige gesetzliche Krankenkassen und 
Unternehmen der privaten Krankenversicherung 
können in dessen Rahmen unter gleichen Markt-
bedingungen konkurrieren. Dabei herrscht Kon-
traktionszwang, und die Beiträge bzw. Prämien 
sind risikounabhängig festzulegen; am bisheri-
gen System des erweiterten Risikoausgleichs der 
GKV wird also festgehalten. Ein solches System 
ist sowohl mit einkommensabhängigen als auch 
mit Pauschalbeiträgen vorstellbar. Auch verschie-
dene Kombinationen von Finanzierungsverfah-
ren in Umlage oder Kapitaldeckung sind grund-
sätzlich denkbar. Alle beteiligten Versicherer 
 nehmen am Gesundheitsfonds und am Risiko-
strukturausgleich teil. Wichtig ist, dass die Ein-
kaufsbedingungen von Gesundheitsgütern für die 
innerhalb des Systems fi nanzierten Leistungen 
gleich sind. Dazu ist in diesem Rahmen eine An-
gleichung der ambulanten Vergütungssysteme 
vorzunehmen (Walendzik 2008). Insgesamt ist 
ein einheitliches soziales Krankenversicherungs-
system zu präferieren aus Gründen der nachhal-
tigen Finanzierung, aus distributiver Sicht, aber 
auch um einheitliche Wettbewerbsbedingungen 
zu schaffen. Dabei können private Krankenversi-
cherungsunternehmen einen darüber hinausge-
henden Markt über den Ausbau des Zusatzver-
sicherungsgeschäfts fi nden.

Unklar ist, ob verfassungsrechtliche Beden-
ken einen vollständigen Systemübergang verhin-
dern oder erschweren können. Grundsätzlich 
könnte von den privaten Versicherungsgesell-
schaften zunächst mit Artikel 12 Grundgesetz das 
Recht auf den eingerichteten und ausgeübten Ge-
werbebetrieb geltend gemacht werden (Sachver-
ständigenrat für die Konzertierte Aktion im Ge-
sundheitswesen 2003), indem auf historisch ge-
wachsene Bedingungen ihrer Geschäftstätigkeit 
verwiesen wird. Allerdings eröffnet das neue 
 Modell der PKV neue Geschäftsfelder in der Kon-
kurrenz mit den bisherigen GKV-Unternehmen 

im einheitlichen Krankenversicherungssystem 
und belässt ihnen das Feld der Zusatzversiche-
rungen. Sollte jedoch eine ablehnende verfas-
sungsrechtliche Entscheidung fallen, so wäre zu-
mindest anzustreben, die PKV in den Risikostruk-
turausgleich einzubeziehen, um ihre Versicher ten 
am Solidarausgleich teilnehmen zu lassen. Außer-
dem sollte eine erweiterte Portabilität der Alters-
rückstellungen über den Basistarif hinaus einge-
führt werden, um mehr wettbewerbliche Ele-
mente ins PKV-System einzubringen.

Verfassungsrechtlich problematischer wird 
wahrscheinlich der Systemübergang in Bezug auf 
die Altverträge. Es existieren zwar Modelle, wie 
die Altersrückstellungen der PKV-Altversicherten 
als Ausgleich für die bisherige Nichtteilnahme 
am Solidarsystem der GKV zufl ießen könnten 
(Institut für Gesundheits- und Sozialforschung 
GmbH: Albrecht 2006), jedoch kann der Verfü-
gung über die bisher angesparten Altersrückstel-
lungen das Recht auf Eigentum nach Artikel 14 
Grundgesetz entgegenstehen. Aus diesem Grun-
de müsste dann der Systemübergang so gestaltet 
sein, dass die Altversicherten in der PKV verblei-
ben können, alle weiteren Bürger jedoch versi-
cherungspfl ichtig in der neuen einheitlichen 
 Sozialversicherung werden. Will man in ein sol-
ches Modell freiwillige Rückkehrmöglichkeiten 
für PKV-Altversicherte einbauen, so wäre für diese 
zu regeln, wie sie ihre angesparten Rücklagen in 
das neue System einbringen können.

3.2 Beitragsgestaltung: 
 einkommensabhängige Beiträge und  
 Pauschale als gangbare Wege

Ein Schwerpunkt der politischen und gesund-
heitsökonomischen Diskussion der letzten Jahre 
ist die Form der Beitragsgestaltung in einem zu-
künftigen GKV-System. Vorschlägen einer Reform 
der Rahmenbedingungen der einkommensabhän-
gigen Beitragsfi nanzierung stehen solche gegen-
über, die Krankenversicherungsbeiträge in Form 
von konstanten Pauschalen vorschlagen. Das 
GKV-Wettbewerbsstärkungsgesetz hat durch sei-
ne Konstruktion des Gesundheitsfonds letztend-
lich die Weiterentwicklung des Finanzierungs-
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systems in beide Richtungen offen gehalten und 
wenige Probleme gelöst. Der Kompromiss selber 
hat starke und dringlich zu korrigierende Kon-
struktionsfehler. Die Begrenzung des von den 
Mitgliedern einer Kasse zu tragenden Zusatzbei-
trags auf 1% ihres beitragspfl ichtigen Einkom-
mens benachteiligt Kassen mit einkommens-
schwacher Mitgliedschaft und kann im Extrem-
fall zu deren Insolvenz führen (Manouguian 
2008). Dieser Fehler kann korrigiert werden, 
wenn der soziale Ausgleich in Bezug auf den Zu-
satzbeitrag aus dem Budget der Einzelkassen aus-
gelagert wird (Sachverständigenrat zur Begutach-
tung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung 
2006).

Für die weiterhin anstehende grundsätzliche 
Finanzierungsreform steht immer noch die Ent-
scheidung für die zukünftige Beitragsform an. 
Das Erreichen der oben formulierten Reformziele 
hängt in beiden Grundansätzen jedoch stark von 
den übrigen Modellbedingungen ab. Deshalb 
wird hier je ein Modell auf der Basis jeder Bei-
tragsform entwickelt und Pro und Kontra dieser 
Lösungen diskutiert.10 Beide Vorschläge basieren 
auf einer Versicherung der gesamten Bevölkerung 
unter den oben beschriebenen gleichen Wettbe-
werbsbedingungen durch GKV und PKV. 

Das Konzept einer konstanten Pauschale für 
alle Bürger leitet sich von dem oben entwickelten 
ordnungspolitischen Konzept ab, das sozialver-
sicherungstypische Solidarität alleine im voll-
ständigen Risikoausgleich ansiedelt und sämt-
liche darüber hinausgehenden Umverteilungsele-
mente aus dem System ausgliedern will. Es wird 
also das Äquivalenzprinzip stärker betont. Dem-
entsprechend muss hier auch die Krankengeld-
versicherung ausgelagert werden, da diese als 
 einzige bisherige GKV-Leistung äquivalent zum 
Einkommen gezahlt wird. Der einzelne Versicher-
te in der GKV zahlt also in seiner pauschalen Prä-
mie die Durchschnittsausgaben im Versicherten-
kollektiv. Damit liefern die Preisdifferenzen zwi-
schen Pauschalen einzelner Kassen in einem 
wettbewerblichen System deutlichere Preissignale 
als Beitragssatzdifferenzen, die die wettbewerb-

lichen Impulse durch die Einkommensabhängig-
keit der Beiträge verzerren.

Durch das Pauschalsystem werden im Sinne 
der Nachhaltigkeit auch die Rentner stärker belas-
tet als im bisherigen GKV-System, da ihre Beiträ-
ge trotz höherer durchschnittlicher Gesundheits-
ausgaben sich bisher von relativ niedrigeren bei-
tragspfl ichtigen Einkommen ableiteten (Henke 
2003) und insofern steigen. 

Der bisherige Arbeitgeberbeitrag wird hin-
fällig und als Lohnbestandteil ausgezahlt. Die 
Pauschale wirkt von diesem Punkt an also nicht 
mehr als zusätzliche Besteuerung des Faktors Ar-
beit. Sie ist auch insgesamt von konjunkturellen 
Entwicklungen abgekoppelt, da sie in keiner Be-
ziehung mehr steht zum Einkommen der Versi-
cherten. Gesundheitspolitische Entscheidungen 
können in der Tendenz unabhängiger von akuten 
konjunkturellen Verwerfungen getroffen werden. 
Die bisherige redistributive Funktion der GKV 
wird durch den Pauschalbeitrag ins Steuer-Trans-
fer-System verlagert. Die distributiven Wirkungen 
einer entsprechenden Reform hängen also auch 
von der Gestaltung des Zuschusssystems und der 
Auswahl der steuerlichen Finanzierungsgrundla-
ge ab. Da das Zuschusssystem aber nur die Bezie-
her geringer Einkommen betrifft, ist schon hier 
festzustellen, dass es über das Zusammenwirken 
von Pauschale und Zuschuss (ohne Berücksichti-
gung der Finanzierung der Zuschüsse) zu einer 
Belastungsverschiebung von höheren auf mittle-
re Einkommen kommt.

Bei der Gestaltung der Zuschüsse bietet es 
sich an, wie dies auch die meisten konkreten Vor-
schläge tun, sich an einer prozentualen Höchst-
belastung von Personen mit geringerem Einkom-
men zu orientieren. Dies könnte z.B. der bisherige 
Beitragssatz zum Gesundheitsfonds (Arbeitneh-
mer- plus Arbeitgeberbeitrag) sein. Geht die Pau-
schale über diesen Beitrag hinaus, so wird dieser 
Anteil als staatlicher Zuschuss geleistet. Wichtig 
ist es dabei, dass im Zuschusssystem von einer 
durchschnittlichen Pauschale ausgegangen wird, 
um den Wettbewerb zwischen verschiedenen 
Krankenversicherungsträgern durch die Verrin-

10 Lösungen für den Familienlastausgleich werden im nächsten Abschnitt diskutiert.
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gerung ökonomischer Anreize aus Beitragsvor-
teilen zu fördern (Sachverständigenrat zur Be-
gutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwick-
lung 2004). Von Bedeutung ist auch der der 
 Zuschussberechnung zu Grunde liegende Ein-
kommensbegriff. Im Sinne horizontaler Beitrags-
gerechtigkeit ist auf alle Einkunftsarten abzu-
stellen und sich nicht auf die Einkünfte aus 
nichtselbstständiger Arbeit zu beschränken. Da-
bei ist zu klären, ob die Bezugsgröße das Brutto-
einkommen (also die Summe der Einkünfte ohne 
Abzug von Werbungskosten)(Sachverständigen-
rat zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen 
Entwicklung 2004) oder die Summe der Einkünf-
te unter Abzug der Werbungskosten sein soll    
und ob Verluste in einzelnen Einkunftsarten auf-
gerechnet werden dürfen. Die letztere Variante 
erscheint nicht sinnhaft, um „Steuersparmodel-
le“ nicht zu befördern. Weiterhin ist zu entschei-
den, ob und in welcher Form in Lebensgemein-
schaften das gemeinsame Einkommen berück-
sichtigt werden soll. Dies erscheint sinnvoll, da 
die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit im Wesent-
lichen vom gemeinsam erwirtschafteten Ein-
kommen abhängt. Für die Berechnung bietet sich 
hier das im Bereich des Arbeitslosengeld II ent-
wickelte Konzept der Bedarfsgemeinschaft an 
( Institut für Gesundheits- und Sozialforschung 
GmbH: Albrecht 2006), da hier sowohl eheliche 
als auch nicht eheliche Lebensgemeinschaften 
einbezogen sind und es nicht zu Benachteiligung 
von Ehepaaren gegenüber nicht verheirateten 
Paaren kommt. Durch eine solche Zuschusskon-
struktion ist es möglich, die Zuschüsse zielgenau 
aufgrund ihrer Einkommenssituation bedürfti-
gen Personen zukommen zu lassen.

Die distributive Wirkung des Zuschusssys-
tems ist auch von der Verteilungswirkung der 
steuerlichen Finanzierung abhängig. Es bietet 
sich eine Kombinationsfi nanzierung aus Einkom-
mens- und Mehrwertsteuer an. Dabei entfaltet 
die Einkommenssteuer eine deutlich progressive, 
die Mehrwertsteuer dagegen eine mäßig regres-
sive Wirkung (Meinhardt 2005). Ein deutlicher 
Vorteil einer steuerlichen gegenüber der derzei-
tigen GKV-Umverteilung besteht darin, dass alle 
Bevölkerungsschichten in die Finanzierung mit-

einbezogen sind und dass die Wirkung der bis-
herigen Beitragsbemessungsgrenze entfällt, so 
dass höhere Einkommensgruppen stärker durch 
die Finanzierung der Umverteilung belastet wer-
den. Während also die bisherige GKV-Finanzie-
rung die Versicherten bis in mittlere Einkom-
mensgruppen linear belastet und in Bezug auf 
höhere Einkommen regressiv wirkt, entfaltet die 
Kombinationsfi nanzierung der Zuschüsse aus 
 direkter und indirekter Steuer eine mäßig pro-
gressive Wirkung. 

Die distributive Gesamtwirkung einer Pau-
schalenlösung im Zusammenklang von Pauschal-
beitrag, Zuschusssystem und steuerlicher Finan-
zierung hängt stark von den konkreten Modell-
parametern ab und kann im Rahmen des Kurz-
gutachtens nicht simuliert werden.

Insgesamt wird sich durch die Einbeziehung 
aller Bevölkerungsschichten eine im Schnitt ge-
ringere prozentuale Belastung der Einkommen 
durch die GKV-Pauschale ergeben. Auf der ande-
ren Seite kommt es jedoch zu einer Mehrbelas-
tung durch höhere Besteuerung, die nur zum Teil 
durch den wiederum zu besteuernden ausgezahl-
ten Arbeitgeberanteil aufgefangen werden kann. 
Das bedeutet, dass von der Pauschale erhoffte 
 positive allokative Wirkungen durch die Vermin-
derung des Einkommenssteuercharakters des 
GKV-Beitrages zumindest teilweise wieder aufge-
hoben werden. Gleichzeitig können sich bei den 
Transferempfängern im System der Pauschalen 
stärkere negative Anreize für das Arbeitsangebot 
ergeben als im einkommensabhängigen Beitrags-
system (Wasem 2003). Denn abhängig von der 
Gestaltung des Systems können durch eine Ar-
beitsaufnahme im unteren Einkommensbereich 
Einkünfte durch Transfereinkommen entfallen. 
Dies könnte sich negativ auf die Entscheidung 
zum Arbeitsgebot auswirken.

Grundsätzliches Problem bei der Implemen-
tation der Ausgliederung der Einkommenssoli-
darität aus der GKV ist die Frage der politischen 
Durchsetzbarkeit der angestrebten distributiven 
Elemente im vollen Ausmaß. Es stellt sich die Fra-
ge, inwiefern Steuererhöhungen zur Finanzierung 
von bisher im Sozialversicherungssystem vorge-
nommenen Umverteilungsprozessen die gleiche 
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Akzeptanz bei der Bevölkerung erfahren und ob 
die Transfergesetzgebung stärker tagespolitischen 
Entscheidungen ausgesetzt ist als die bisherige 
beitragsfi nanzierte Umverteilung. 

Wird ein System mit einkommensabhängi-
ger Beitragsgestaltung beibehalten, so verbleibt 
die Einkommenssolidarität innerhalb der Umver-
teilungsprozesse in der GKV. Hierfür spricht die 
Akzeptanz in der Bevölkerung für diese historisch 
gewachsene Form von Sozialversicherung. Soll 
das gewachsene System im Sinne der oben ge-
nannten Ziele reformiert werden, geht es neben 
der Ausdehnung des Versichertenkreises auf die 
gesamte Bevölkerung um die Gestaltung der Para-
meter Bemessungsgrundlage und Beitragsbemes-
sungsgrenze. 

Über eine veränderte Bemessungsgrundlage, 
also einen erweiterten Einkommensbegriff, lässt 
sich auch hier größere Nachhaltigkeit erreichen, 
da der Anteil des Einkommens aus abhängiger 
Beschäftigung an der Summe aller Einkunftsarten 
im Zeitablauf zurückgeht. Insofern sehen alle 
Vorschläge dieser Variante eine Erweiterung der 
Beitragsbemessungsgrundlage vor. Die Einbezie-
hung der Arbeitgeber in die Finanzierung der 
 Beiträge aus abhängiger Beschäftigung kann in 
diesem Modell beibehalten werden, es ist aber 
auch hier ein Systemwechsel in Gestalt der Aus-
zahlung der bisherigen Arbeitgeberbeiträge oder 
eine Festschreibung des Arbeitgeberbeitrags zum 
Zeitpunkt des Systemwechsels möglich. Bei der 
Bestimmung der Beitragsbemessungsgrundlage 
sind folgende Entscheidungen zu treffen:

1. Bestimmung der zu Grunde liegenden Ein-
kunftsarten

 Schon bisher bezieht sich das Beitragsrecht 
der GKV im Bereich der freiwillig Versicherten 
und im Gegensatz zur Beitragsbemessung bei 
den Pfl ichtversicherten auf die gesamte wirt-
schaftliche Leistungsfähigkeit. Insofern wird 
vom Verfahren her kein völlig neues Terrain 
betreten, wenn sich die Beitragsbemessungs-
grundlage für alle Versicherten erweitert, zu-
mal dies zu einer wünschenswerten Gleichbe-
handlung der Versichertengruppen führt. Hier 
wird vorgeschlagen, die steuerrechtlich defi -

nierte Summe der Einkünfte zu Grunde zu le-
gen. Neben höherer Ergiebigkeit hat dies den 
Vorteil, dass ein anteilig größerer Finanzie-
rungsbeitrag der älteren Generation differen-
ziert nach deren Einkommenslage erreicht 
wird. Zusätzliche Beiträge sind nämlich so nur 
von denjenigen zu leisten, die über Einkünfte 
aus Kapitalvermögen oder aus Vermietung 
und Verpachtung verfügen. 

2. Anerkennung von Freibeträgen bei den einzel-
nen Einkunftsarten

 Das bisherige Beitragsrecht geht bei der Be-
handlung von Arbeitseinkommen vom Brut-
toprinzip aus; d.h. es können keine Werbungs-
kosten abgesetzt werden. Dies erscheint zu-
mindest für einige andere Einkunftsarten 
nicht sinnvoll. Bei selbstständiger Tätigkeit 
und bei Einkünften aus Vermietung und Ver-
pachtung können beträchtliche Betriebsausga-
ben bzw. Kosten auftreten, so dass die wirt-
schaftli che Leistungsfähigkeit eines Versicher-
ten ohne ihre Berücksichtigung kaum ausrei-
chend erfasst werden kann (Kommission für 
die Nachhaltigkeit in der Finanzierung der 
 sozialen Sicherungssysteme 2003). Bei Ein-
künften aus Kapitalvermögen ist zu bedenken, 
dass das Ein räumen von Freibeträgen die Ver-
mögensbildung von Beziehern kleiner Ein-
kommen be fördern könnte. Bei dieser Ein-
kunftsart gibt es somit Anlass, das Bruttoprin-
zip bei der Beitragsbemessung zu verlassen. 
Dafür bieten sich zwei Lösungen an. Erstens 
wäre es möglich, in begründeten Fällen für 
einzelne Einkunftsarten den Abzug von Kos-
ten bzw. Freibeträgen zuzulassen. Die andere 
denkbare  Regelung wäre es, im Sinne horizon-
taler Beitragsgerechtigkeit bei allen Einkom-
mensarten den Abzug von Werbungskosten 
zuzulassen. Dies würde allerdings eine Minde-
rung der Beitragsbemessungsgrundlage bei 
den Einkünften aus abhängiger Beschäftigung 
bedeuten, die aber ausgeglichen würde durch 
die Mehreinnahmen aus den anderen Ein-
kunftsarten. Die genauen fi skalischen Auswir-
kungen beider Regelungen müssten auf em-
pirischer Basis überprüft werden.
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3. Aufrechenbarkeit von Gewinnen und Verlus-
ten aus einzelnen Einkunftsarten?

 Im Weiteren ist zu entscheiden, ob Verluste 
aus einzelnen Einkunftsarten gegen positives 
Einkommen in anderen verrechnet werden 
soll. Dies wird auch hier im Sinne der Vermei-
dung von „Steuersparmodellen“ in der GKV 
abgelehnt.

Grundsätzliches Problem der Beitragsbemessungs-
grenze bei der GKV ist wie schon oben beschrie-
ben die regressive Verteilungswirkung im Bereich 
höherer Einkommen. Aufgrund der Berücksich-
tigung weiterer Einkunftsarten würde außerdem 
die bisherige Beitragsbemessungsgrenze vermut-
lich von mehr Versicherten als bisher erreicht. Zu 
diskutieren wäre, ob eine grundsätzliche Aufhe-
bung der Beitragsbemessungsgrenze anzustreben 
wäre. Dabei stellt sich die Frage, ob ein solches 
Modell im Widerspruch zur Auffassung von so-
zialversicherungstypischer Äquivalenz des Bun-
desverfassungsgerichts stünde. Zumindest aber 
erscheint es sinnvoll, die Beitragsbemessungsgren-
ze bis zur Höhe der Beitragsbemessungsgrenze 
der gesetzlichen Rentenversicherung anzuheben. 
Damit wird die oben beschriebene Verteilungs-
wirkung zwar nicht eliminiert wie im Rahmen 
steuerlicher Finanzierungselemente möglich, 
aber zumindest abgeschwächt. Daneben wird dis-
kutiert, eine gesonderte Beitragsbemessungsgren-
ze für Einkünfte aus Kapitalvermögen einzufüh-
ren. Eine solche Maßnahme könnte auch vermö-
gende Rentner stärker belasten und damit für 
höheres Leistungsfähigkeitsprinzip und Einkom-
mensausgleich sorgen. Sie erscheint aber aus 
Gründen horizontaler Beitragsgerechtigkeit we-
nig angemessen. 

Insgesamt wären beide Modelle dazu geeig-
net, sowohl eine nachhaltigere Finanzierung als 
auch eine größere distributive Gerechtigkeit her-
zustellen. In beiden würde auch der Faktor Arbeit 
entlastet und die Abhängigkeit von konjunk-
turellen Entwicklungen würde sinken. Besonders 
das letzte Ziel würde allerdings mit Beitrags-
pauschalen besser erreicht, da konjunkturelle 
Schwankungen in der Einkommensentwicklung 
nicht unmittelbar durchschlagen. Mit der Bei-

tragspauschale und steuerfi nanzierten Zuschüs-
sen würde auch die stärkere Beteiligung höherer 
Einkommen theoretisch möglich, was die Bei-
tragsbemessungsgrenze bei den einkommensab-
hängigen Beiträgen verhindert. Dabei ist aller-
dings der Belastungsverlauf im Pauschalensystem 
gerade im Bereich der mittleren Einkommen ab-
hängig von der konkreten Gestaltung des Zu-
schusssystems und dessen steuerlicher Finanzie-
rung; die Pauschalen selber entfalten dort eine 
regressive Wirkung. 

 Zudem ist es fraglich, ob sich das Zuschuss-
system mit seinen Finanzierungsanforderungen 
über Steuern politisch im erforderlichen Ausmaß 
durchsetzen lässt angesichts staatlicher Verschul-
dung und Konsolidierungsdruck, selbst wenn es 
sich im Wesentlichen um Verschiebungen der 
 Finanzierung zwischen direktem Staatshaushalt 
und Parafi skus handelt und ob es zu stärkerem 
Steuerwiderstand kommt (Rürup 2005). Zusätz-
lich könnte die Gefahr bestehen, dass sich die 
Steuerfi nanzierung als weniger stabil erweist als 
das bisher gesellschaftlich anerkannte Finanzie-
rungssystem und leichter kurzfristigen politi-
schen Zugriffen ausgesetzt ist. 

3.3 GKV und Familienlastenausgleich

Einhelliger als der allgemeine Einkommensaus-
gleich wird der Familienlastenausgleich inner-
halb der GKV als sozialversicherungsfremdes Ele-
ment gesehen, jedoch werden Lösungen dafür 
kontrovers diskutiert. Dabei ist die Frage der Bei-
tragsleistungen von Kindern und von nicht er-
werbstätigen Ehegatten getrennt zu sehen.

Kinder sollen in jedem Falle für die Eltern 
beitragsfrei weiterversichert werden – auch darü-
ber besteht in den verschiedenen Konzepten 
weitgehender Konsens. 

In Verbindung mit der Pauschale sind zwei 
Lösungen denkbar: Einerseits können die Kosten 
für die Kinder auf die erwachsenen Versicherten 
umgerechnet werden und ihre Pauschale erhö-
hen. Damit verbleibt diese Form des Familien-
lastenausgleichs zwar in der Finanzierung bei der 
GKV, aber durch den umfassenden Versicher-
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tenkreis ist doch anders als bisher die gesamte 
 Bevölkerung beteiligt. Alternativ wäre es möglich, 
gesonderte Pauschalen für Kinder äquivalent zu 
deren durchschnittlichen Ausgabenprofi len zu 
berechnen und diese über einen Bundeszuschuss 
zu fi nanzieren oder bei den Eltern zu erheben 
und das Kindergeld entsprechend zu erhöhen.

In Verbindung mit einkommensabhängigen 
Beiträgen liegen beitragsfreie Mitversicherung 
und gegebenenfalls Finanzierung über einen 
 Bundeszuschuss am nächsten. Finanzierung über 
Transfers wie Kindergeld wäre nur dann konsis-
tent, wenn der Beitrag für Kinder als Pauschale 
erhoben würde.

Die beitragsfreie Finanzierung von Ehepart-
nern ohne eigenes Einkommen dagegen ent-
spricht nicht mehr der Vielfalt gegenwärtig ge-
lebter Familienmodelle. Generell handelt es sich 
hier empirisch nur in unter 50% um eine Art von 
Familienlastenausgleich in dem Sinne, dass Kin-
der oder pfl egebedürftige Personen von dem bei-
tragsfreien Ehepartner betreut werden (Dräther 
2004), also in einem erheblichen Umfang um 
Zwei-Personen-Haushalte ohne solche Verpfl ich-
tungen. Daneben existieren ebenso viele Haus-
halte mit zwei erwerbstätigen Elternteilen und 
Kindern oder Pfl egebedürftigen, die also keine 
Ehepartner-spezifi schen Vergünstigungen beim 
GKV-Beitrag haben. Ebensowenig Beitragsver-
günstigungen haben die Haushalte von Alleiner-
ziehenden. Es ist nicht einsichtig, wieso aus 
Gründen der Familienförderung gerade ein Typ 
von familiärer Arbeitsteilung bzw. sogar Arbeits-
teilung in einer reinen Paarbeziehung so begüns-
tigt werden sollte wie im derzeitigen Beitragssy-
stem der GKV. Eine denkbare Lösung ist die völ-
lige Abschaffung der Begünstigung von Ehe-
partnern ohne eigenes Einkommen. Alternativ 
können auch Finanzierungslösungen angestrebt 
werden, die weiterhin bestimmte Gruppen von 
Ehepartnern ohne Einkommen begünstigen. Da-
bei könnte es um bisher Familienversicherte ge-
hen, die Erziehungs- oder Pfl egeaufgaben wahr-
nehmen (evtl. bis zu einem bestimmten Höchst-
alter der Kinder) oder sogar solche, die diese 
wahrgenommen und dadurch ihre Chancen auf 
dem Arbeitsmarkt reduziert haben. Die zweite Lö-

sung wird hier nicht präferiert, da auch die ein-
seitige Begünstigung von nicht erwerbstätigen 
Eltern gegenüber solchen, die ihre Arbeitszeit re-
duzieren und gleiche Erziehungsleistungen er-
bringen, familienpolitisch wenig zielgenau ist. 
Vor allen Dingen erscheint die Beitragsgestaltung 
der GKV nicht als angemessener Ort für die Ge-
staltung von Förderungsmaßnahmen für Fami-
lien in ihrer derzeitigen vielfältigen Form. Im 
Sinne der Nachhaltigkeit der Finanzierung der 
GKV sind ebenfalls Modelle ohne weitmaschige 
Ausnahmen vorzuziehen.

In Verbindung mit einer Versichertenpau-
schale ist eine konsistente Veränderung der der-
zeitigen Beitragsregelung einfach. Hier wird die 
Versichertenpauschale für alle Erwachsenen er-
hoben, Formen von beitragsfreier Mitversiche-
rung von anderen Familienangehörigen als Kin-
dern werden nicht vorgesehen.

Im System von einkommensabhängigen Bei-
trägen wird das Modell des Einkommenssplitting 
bevorzugt. Alternativvorschläge zu Mindestbei-
trägen und prozentualen Beiträgen vom Beitrag 
des Ehepartners mit eigenen versicherungspfl ich-
tigen Einkünften für den Ehepartner ohne Ein-
kommen führen nicht zur horizontalen Gleich-
behandlung von Ehepaaren mit gleichen Gesamt-
einkünften. Bei Ehepaaren wird also das versiche-
rungspfl ichtige Einkommen auf beide Partner 
gleichermaßen verteilt und in der GKV verbei-
tragt. Die gleiche Wirkung lässt sich erzielen, 
wenn alles Einkommen oberhalb der Beitragsbe-
messungsgrenze eines Ehepartners dem anderen 
zugewiesen wird. Bei Beibehaltung des Arbeitge-
beranteils ist es in jedem Falle wichtig, dass bei 
Einkommen aus abhängiger Beschäftigung ober-
halb der Beitragsbemessungsgrenze des direkten 
Einkommensbeziehers nur noch der halbe (Ar-
beitnehmer-)Beitrag angesetzt wird, um allo kative 
Verzerrungen bei Arbeitsangebot und -nachfrage 
zu vermeiden. Dies erscheint bei der zweiten 
 Berechnungsweise einfacher. Durch das Splitting 
ist das Kriterium horizontaler Beitrags gerechtigkeit 
zwischen Ehepaaren nun gewahrt, denn bei 
gleichem Einkommen des Paars werden gleiche 
Beiträge gezahlt. Zusätzlich entstehen weitere 
distributive Effekte dadurch, dass nur Paare mit 
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einem Einkommensbeziehenden oberhalb der 
Beitragsbemessungsgrenze von höheren Beiträ-
gen betroffen sind11.

Es stellt sich die Frage, ob ein so gestaltetes 
Modell des Ehegattensplitting in Konfl ikt kom-
men könnte mit Artikel 6 Absatz 1 Grundgesetz, 
also dem besonderen Schutz von Ehe (und Fami-
lie). Dabei sind verschiedene Interpretationen 
denkbar:
• „Ehepartner dürfen nicht schlechter gestellt 

werden als Personen in nicht-ehelichen Le-
bensgemeinschaften.“ 

 Dies wäre ohne weitere Regelung durch das 
Ehegattensplitting der Fall, denn zwei unver-
heiratet zusammenlebende Personen würden 
u.U. weniger Beiträge zahlen als ein Ehepaar 
mit gleicher Einkommenskonstellation12. Auch 
hier könnte man eventuell mit dem Konzept 
der Bedarfsgemeinschaft arbeiten und das 
Splitting auf alle Mitglieder von Bedarfsge-
meinschaften anwenden, die nicht Kinder 
sind. Allerdings würde dies einen größeren 
Verwaltungs- und Kontrollaufwand bedingen.

• „Ehepartner dürfen generell nicht schlechter 
gestellt werden als zwei Unverheiratete.“ Die-
ser Grundsatz entstammt dem Steuerrecht, 
und es ist fraglich, ob er auch im Beitragsrecht 
angewendet werden muss, zumal ja schon bei 
den freiwillig Versicherten derzeit die gesamte 
wirtschaftliche Leistungsfähigkeit, also teil-
weise auch das Einkommen des Partners, zu 
Grunde gelegt wird13. Wird vom Verfassungs-
gericht trotzdem dieser Maßstab angelegt, so 
wäre es denkbar, die Beitragsbemessungsgren-
ze von nicht verheirateten Versicherten anzu-
heben. Sie müsste dann das Zweifache der Bei-
tragsbemessungsgrenze von Verheirateten mi-
nus dem Mindestbeitrag14 betragen, damit die 
oben genannte Bedingung erfüllt ist (Dräther 
2004). Es ist jedoch fraglich, ob eine so starke 
Mehrbelastung von unverheirateten Personen 
anzustreben ist.

Eine Korrektur der einseitigen Bevorzugung der 
Alleinverdienerehe ist also bei beiden Modellen 
der Gestaltung der Beitragsform möglich. Bei Bei-
behaltung von einkommensabhängigen Beiträ-
gen und der Einführung des Ehegattensplittings 
könnte es je nach juristischer Interpretation zu 
verfassungsrechtlichen Problemen kommen.

3.4 Kapitaldeckung oder Umlageverfahren?

Die Diskussion um die Einführung des Kapital-
deckungsverfahrens in die GKV ist besonders in 
Zusammenhang mit dem Ziel der nachhaltigen 
Finanzierung zu sehen. Es geht darum, wie uner-
wünschte intergenerative Verteilungswirkungen 
zu reduzieren und gleichzeitig individuelle Bei-
tragsverläufe zu glätten sind. Dabei ist die Ent-
scheidung für eines dieser Verfahren oder ihre 
Kombination unabhängig von der Entscheidung 
für die vorab vorgestellten Reformelemente.

Die zu erwartende höhere Beitragsbelastung 
hängt im Bereich der GKV von mehreren Fak-
toren ab. Demographische Entwicklungen wie 
der rein durch Geburtenhäufi gkeit und Zuwan-
derung bedingte höhere Anteil älterer Menschen 
und die Beschäftigungssituation der aktiven Ge-
neration stehen neben Auswirkungen des medi-
zinisch-technischen Fortschritts auf Gesundheits-
kosten und Lebensdauer. 

Im Kapitaldeckungsverfahren lässt sich die 
manchmal überschätzte (Postler 2003) vorausseh-
bare demographische Komponente durch Bil-
dung eines Kapitalstocks vorfi nanzieren. Dabei 
sind drei Varianten denkbar:
• Kohortenspezifi sche Altersrückstellungen: Dies 

ent spricht dem bisherigen System der PKV. Die 
einzelnen Alterskohorten bilden Rückstellun-
gen, durch deren spätere Aufl ösung die Höhe 
ihres Beitrages in der Zukunft stabilisiert wird. 
Da jede Alterskohorte ihre Gesundheitskosten 
selber trägt, fi ndet keine intergenerative Ver-

11 Nicht aber Paare, in denen zwei Personen Einkünfte oberhalb der Beitragsbemessungsgrenze beziehen.
12 Z.B. der Fall eines Partners mit Einkommen weit oberhalb der Beitragsbemessungsgrenze, des anderen mit einem Einkommen, was gera-

de einen Mindestbeitrag auslöst.
13 Bei freiwillig versicherten Ehegatten, deren Partner nicht in der GKV versichert ist.
14 Soweit weiterhin wie bisher im durch einkommensabhängige Beiträge fi nanzierten System ein solcher existiert.
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teilung statt. Besonderes Problem dieses Ver-
fahrens ist die starke Behinderung des Kassen-
wettbewerbs, wenn kein gangbarer Weg zur 
Schaffung einer Portabilität der Altersrückstel-
lungen gefunden wird und infolgedessen kein 
Wettbewerb mehr um Altkunden stattfi ndet 
wie im derzeitigen PKV-System außerhalb des 
Basis-Tarifs.15 Bei der Einführung eines solchen 
Systems im derzeitigen System der GKV ent-
stünde eine Doppelbelastung der zu dem Zeit-
punkt aktiven Generation, da sie die Finan-
zierung der älteren Kohorten zusätzlich zum 
Aufbau ihrer eigenen Altersrückstellungen 
übernehmen müsste. Diese ließe sich allenfalls 
vermeiden oder verkleinern, indem diese durch 
Formen von Staatsverschuldung ausgeglichen 
würde (z.B. in Form eines negativen Sonder-
vermögens (Eekhoff 2008)).

• Aufbau eines allgemeinen Kapitalstocks: Es wird 
von allen Versicherten ein gemeinsamer Ka-
pitalstock aufgebracht, dessen Erträge dann in 
den Gesundheitsfonds fl ießen können. So ent-
steht das Problem der Portabilität der Alters-
rückstellungen gar nicht erst. Hier wird die in-
tergenerative Verteilung deutlich verändert; 
daneben wird auch der Beitragsverlauf der Ver-
sicherten über die Zeit geglättet. Nachteil dieses 
Verfahrens ist auch hier die Doppelbelastung 
der aktiven Einführungsgeneration, die sowohl 
im Umlageverfahren die Last der derzeitigen 
Alten trägt als auch den Kapitalstock für ihr 
 eigenes Alter aufbauen muss.

• Individuelles Vorsorgesparen: Hier spart die heute 
aktive Generation gezielt Vermögen an, um 
daraus in der Zukunft steigende Beitragslasten 
zu fi nanzieren. Diese Sparform müsste aller-
dings obligatorisch sein, da ansonsten die Ge-
fahr von „Free-Rider-Verhaltens“ bestünde. 
D.h. Angehörige gerade niedriger Einkom-
mensgruppen würden sich eventuell darauf 
verlassen, dass ihre Gesundheitsversorgung in 
der Zukunft von der Allgemeinheit getragen 
würde, und nicht freiwillig vorsorgen. Das in-
dividuelle Vorsorgesparen hat für sich keine 

intergenerativen Auswirkungen, sondern glät-
tet nur die Beitragsverläufe der Sparenden. Da 
der sich aus dem Umlageverfahren ergebende 
Beitragsverlauf gleich bleibt, werden die zu-
künftigen Generationen hier gleich hoch be-
lastet wie ohne diese Sparform (Sachverstän-
digenrat zur Begutachtung der gesamtwirt-
schaftlichen Entwicklung 2004).

Aber auch das Umlageverfahren lässt sich so ge-
stalten, dass es zu unterschiedlichen intergenera-
tiven Verteilungseffekten führt. Hier lassen sich 
in erster Linie zwei Formen unterscheiden:
• Allgemeines Umlageverfahren: Dies ist das bisher 

in der GKV praktizierte Verfahren mit den be-
kannten intergenerativen  Verteilungswirkun gen

• Kohortenspezifi sches Umlageverfahren: Idealty-
pisch werden hier die Gesundheitsausgaben 
einer Alterskohorte auf ihre Mitglieder in Ge-
stalt von Beiträgen umgelegt. Näherungen an 
die Ergebnisse eines solchen Umlageverfahrens 
würde man auch erreichen, wenn man in der 
Situation einer alternden Bevölkerung die Bei-
tragsbelastung der Rentner anhebt.

Zu höherer Nachhaltigkeit der Finanzierung in 
der GKV könnten also derzeit am besten der Auf-
bau eines allgemeinen Kapitalstocks und/oder 
das Umlageverfahren mit verstärkter Beitragsbe-
lastung der Rentner beitragen. 

Vorteile des Aufbaus eines allgemeinen Kapi-
talstocks sind dabei:
• Es ist parallel möglich, die intergenerative Ver-

teilung zu korrigieren und die individuellen 
Beitragsverläufe zu glätten.

• Bei Renditen des angelegten Kapitals, die hö-
her sind als die Zuwächse, die sich durch die 
Wachstumsrate der Beitragsbemessungsgrund-
lage ergeben, steht insgesamt mehr Kapital zur 
Bewältigung der zukünftigen Ausgabensteige-
rungen zur Verfügung.

• Gelingt es, ein System der portablen individu-
ellen Altersrückstellungen einzuführen, so ent-
stünden im Vergleich zum Umlagesystem An-
reize zur Prävention.

15 Denkbar wäre hier die Einführung von portablen individuellen Altersrückstellungen, die die jeweilige Risikosituation des wechselnden 
Versicherten widerspiegeln. Hierdurch könnte Wettbewerb der Versicherer ohne Einführung eines Risikostrukturausgleichs erzielt wer-
den (Eekhoff 2008). 
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Demgegenüber stehen aber auch beträchtliche 
Nachteile:
• Ein Umstieg ohne weitere Maßnahmen würde 

die gegenwärtige Generation doppelt belasten.
• Durch Aufbau eines Kapitalstocks der GKV 

könnten Begehrlichkeiten der Politik geweckt 
werden mit der Gefahr der Zweckentfremdung 
des angelegten Kapitals.

• Es ergeben sich Verschuldungsspielräume für 
andere Fiski, deren Nutzung unerwünscht 
wäre.

• Ein Kapitalstock ist Risiken der Kapitalentwer-
tung oder -vernichtung ausgesetzt durch Infl a-
tion oder unvorhergesehene Kapitalmarktent-
wicklungen (Jacobs 2003).

Der überwiegende Teil der Argumente spricht also 
für die Beibehaltung des Umlageverfahrens. Zu 
überlegen wäre allenfalls die Einrichtung eines 
Teil-Kapitalstocks, um zeitlich begrenzte demo-
graphische Risiken zu überbrücken (Sachverstän-
digenrat zur Begutachtung der gesamtwirtschaft-
lichen Entwicklung 2004). Dieser könnte wäh-
rend vom demographischen Wandel besonders 
betroffener Jahre im Sinne der Beitragsstabilisie-
rung abgebaut werden. Auch hier bliebe aller-
dings das Problem der doppelten Belastung der 
derzeitigen Generationen. Außerdem erscheint es 
nicht ausreichend klar, ob das demographische 
Problem ein vorübergehendes ist. 
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Sinnvolle Reformoptionen für die Finanzierung 
der GKV ergeben sich aus der Kombination meh-
rerer Reformelemente. Grundlage sollte eine 
Pfl ichtversicherung für alle Bürger im Rahmen 
eines einheitlichen Krankenversicherungsmarktes 
sein, der durch Kontraktionszwang, risikoun-
abhängige Prämien und einen morbiditätsori-
entierten Risikostrukturausgleich charakterisiert 
ist. Die Beitragsgestaltung kann in Form einer 
Pauschale kombiniert mit einem steuerfi nan-
zierten Zuschusssystem oder in Form eines ein-
kommensabhängigen Beitrags erfolgen. Im zwei-
ten Falle sollte die Beitragsbemessungsgrundlage 
auf alle Einkunftsarten erweitert werden und die 
Beitragsbemessungsgrenze auf die der gesetz-

lichen Rentenversicherung erhöht werden. Kin-
der sollten entweder beitragsfrei mitversichert 
werden, dabei können die für sie entfallenden 
Gesundheitsausgaben durch einen Bundeszu-
schuss fi nanziert werden. Alternativ können ihre 
Beiträge – die dann aber die Form von Pauschal-
beiträgen haben müssten – auch über staatliche 
Transfers an die Erziehungsberechtigten refi nan-
ziert werden. Die beitragsfreie Mitversicherung 
von Ehegatten ohne eigenes Einkommen soll 
entfallen. Im Falle von einkommensabhängigen 
Beiträgen soll ein negatives Ehegattensplitting 
stattfi nden. Der Umlagefi nanzierung ist im Rah-
men der GKV grundsätzlich der Vorzug zu ge-
ben.

4. Fazit
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